Das Glatt erſcheint nach 
Bedarf, im allgemeinen 
monatlich zweimal, zum 
Preiſe von jährlich M. 6. 
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N 8. Jahrgang. 


Inhalt: 


I. Rerſonalien: S. 265. 


II. Allgemeine Uerwaltungsſachen: Betr. gefälſchte belgiſche Banknoten S. 266. 


Auslande S. 266. 
re 


Schiffergewerbes ©. 267. 


267. — 2. Dampfkeſſelweſen: Betr. Keſſelwärter S. 268. 


Betr. Rechtshilfe im 


Handels augelegenheiten: Schiffahrtsangelegenheiten: Betr. Tiefladelinie der Seeſchiffe S. 266. 
Betr. Schiffe mit gefährlichen Gütern in Hongkong S. 267. 


Betr. Befugnis zur Ausübung des 


Rekursbeſcheid, betr. Eingehen 185 
er⸗ 
von Dampfkeſſelüberwachungsvereinen 


S. 269. — 3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Betr. Überficht über kommunale Arbeits⸗ 
nachweiſeſtellen S. 269. Vetr. Prämien für Auslehren taubſtummer Lehrlinge S. 270. — 4. Arbeiter⸗ 
verſicherung: Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75 des KBG. S. 270. Betr. ortsübliche Tagelöhne 


IV. Gemerbliche Augelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: 
öffentlichen Schlachthauſes S. 267 
nderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure 
(S8 KVG.) S. 270. 

V. Gewerbliche Anterrichtsangrlegenheiten: 1. 


Allgemeine Angelegenheiten: Betr. Ausbildung 


von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde S. 270 und S. 271. — 
2. Fortbildungsſchulen: Überſicht über die im Etatsjahr 1908 zu veranſtaltenden Ausbildungs⸗ 
kurſe für Zeichenlehrer an den gewerblichen Fortbildungsſchulen S. 272. — 3. Fachſchulen: Betr. 
Eiſenbahnfahrten bei Schülerausflügen S. 273. Betr. Dienſtanweiſung für Direktoren und Lehrer an 
Baugewerkſchulen S. 274 

Beilage: Überſicht über die in Preußen vorhandenen kommunalen oder mit kommunaler Unterſtützung 


betriebenen allgemeinen Arbeitsnachweiſeſtellen nach dem Stande vom 1. Januar 1908 S. 275. 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- 
gnädigſt geruht, 

dem Kommerzienrat Andreas Colsman 

in Langenberg, Kreis Mettmann, und 

dem Kommerzienrat Hermann Kiſſing 

in Iſerlohn den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat ſowie 

dem Fabrikbeſitzer Carl Otto Langen jun. 

in München-Gladbach und dem Kauf— 


mann Hermann Wahl in Barmen den 
Y 


Charakter als Kommerzienrat 
zu verleihen. 


Bei der Börſe in Berlin iſt der Gerichts⸗ 


aſſeſſor Dr. jur. et phil. Friſch mit der 


Wahrnehmung des Amtes als zweiter Staats⸗ 
kommiſſar beauftragt worden. 


Der Dr Lange gu 


Hannover 


Regierungsrat 
iſt zum 


ſtellvertretenden Vor⸗ 


ſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter⸗ 
verſicherung Regierungsbezirk Hannover, 
Fürſtentum Schaumburg-Lippe und Fürften- 
tum Pyrmont und des Schiedsgerichts für die 
Arbeiterverſicherung im Eiſenbahndirektions⸗ 
bezirke Hannover ernannt und der Ober⸗ 
regierungsrat Meyer daſelbſt von dieſem 
Amte entbunden worden. 

Der Regierungsaſſeſſor Gamp in Liegnitz 
iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung Re 
gierungsbezirk Liegnitz ernannt und der Re⸗ 
gierungsrat Große daſelbſt von dieſem Amte 
entbunden worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Lohmann iſt zum 
1. Auguſt von Altona nach Berlin verſetzt 
und mit der Verwaltung der Gewerbe⸗ 
inſpektion Berlin 80. beauftragt worden. 
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Zum 1. Oktober d. J. find die Gewerbe⸗ 
aſſeſſoren Meyenbörg von Liegnitz nach 
Osnabrück und Kramer von Osnabrück nach 


Liegnitz in der bisherigen Amtseigenſchaft 


verſetzt worden. 
Der Gewerbereferendar Menz 
Breslau iſt nach beſtandener Prüfung zum 


aus 


Gewerbeaſſeſſor ernannt und der Gewerbe⸗ 
inſpektion in Barmen als Hilfsarbeiter über- 
wieſen worden. 

Der Lehrer Paul Wynand iſt zum etats⸗ 
mäßigen Lehrer an der keramiſchen Fachſchule 
in Höhr ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. gefälſchte belgiſche Bauknoten. 

Nach einer Mitteilung des Kaiſerlich Deutſchen Generalkonſulats in Antwerpen ſind 
gegenwärtig gefälſchte Tauſendfrank Noten der Banque Nationale de Belgique im Umlauf. 
Eine von dem Herrn Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten veranlaßte Warnung vor 
den Fälſchungen iſt in der Nummer 86 des Reichsanzeigers vom 9. April d. J. enthalten. 


Betr. Rechtshilfe im Auslande. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. e e 


Im Anſchluß an die Erlaſſe vom 13. Juli und 24. November 1905 (HM Bl. S. 234 
und S. 329) mache ich darauf aufmerkſam, daß der § 9 der Allgemeinen Verfügung des 
Herrn Juſtizminiſters vom 29. Mai 1905 über die Erſuchen nach dem Auslande durch die 
Allgemeine Verfügung vom 20. Mai d. J. (Juſt.⸗Min.⸗Bl. S. 221) abgeändert worden iſt. 

Die Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte und Seeämter des dortigen Verwaltungs⸗ 
bezirks ſind mit entſprechender Weiſung zu verſehen. 


Im Auftrage. 


III 5271. IIb 6454. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und die 
Königlichen Oberbergämter. 


— 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Tiefladelinie der Seeſchiffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. Juli 1908. 

Nach den Unfallverhütungsvorſchriften der See-Berufsgenoſſenſchaft für Dampfer und 
für Segelſchiffe dürfen in der langen und atlantiſchen Fahrt ſowie in der großen Küſten 
fahrt beſchäftigte Segelſchiffe und Dampfſchiffe nicht tiefer beladen werden, als die feſt 
geſetzte Tiefladelinie, die außenbords anzumerken iſt, geſtattet. Auf Auſuchen des Ge- 
noſſenſchaftsvorſtandes beſtimme ich, daß die Hafenbehörden und Lotſenſtationen etwaige 
zu ihrer Kenntnis gelangende Übertretungen dieſer Vorſchrift der See⸗Berufsgenoſſenſchaft 
dem Genoſſenſchaftsvorſtande in Hamburg, Beim alten Waiſenhaus 1, zur Anzeige zu 
bringen haben. Die Anzeigen ſind an der Hand eines Formulars auszuführen, von dem 
ich Ihnen einen Vorrat zugehen laſſe, den der Genoſſenſchaftsvorſtand auf Wunſch 
ergänzen wird. 

5 gehen erſuche Sie, die Hafenbehörden und Lotſenſtationen hiernach mit Weiſung zu 
erſehen. 
Im Auftrage. 


IIb. 5801. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 
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Betr. Schiffe mit gefährlichen Gütern in Hongkong. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. Juli 1908. 
Nachſtehend überſende ich Ihnen Abdruck einer Mitteilung des Kaiſerlichen Konſulats 
in Hongkong vom 15. April d. J., betreffend einen Zuſatz zu der „Dangerous Goods 
Ordinance, 1873“, mit dem Anheimſtellen der Verwertung in Intereſſentenkreiſen. 


Im Auftrage. 
IIb 6233. von der Hagen. 


An die amtlichen Handelsvertretungen und den Deutſchen Handelstag. 


Anlage. 


Kaiſerlich Deutſches Konſulat. 
Hongkong, den 15. April 1908. 

Jun der Hongkong Government Gazette vont 16. d. Mis. iſt unter dem 15. April 
1908 ein Zuſatz zu der „Dangerous Goods Ordinance, 1873“, veröffentlicht worden, der 
folgendes beſtimmt: 

„Der Eigentümer, Vertreter oder Kapitäu eines Schiffes, von dem Naphtha 
gelandet, geladen oder umgeladen werden ſoll, ſoll dem Polizeichef (Captain 
Superintendent of Police) von dem Vorhaben Nachricht geben, und dieſer ſoll 
darauf auf Koſten des Eigentümers, Vertreters oder Kapitäns des Schiffes eine 
Polizeiwache während der Verladung ſtellen.“ 


8. Unterſchrift. 


Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 


Dem Kapitän Georg Bachmann in Bremen iſt durch den Spruch des Seeamtes 
in Bremerhaven vom 15. Juni d. Is. die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes 
entzogen worden. 


— — — ũ' cb —́äöä - —.ſſ— — — — 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Rekursbeſcheid, betr. Eingehen eines öffentlichen Schlachthauſes. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 1. Juli 1908. 

Auf die Beſchwerde vom 15. April d. J. wird der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
in N. vom 7. April d. J. aufgehoben. 

Der Beſchluß einer Gemeinde, das öffentliche Schlachthaus eingehen zu luſſen, tann 
gemäß 8 4 des Schlachthausgeſetzes in Verbindung mit § 131 Nr. 1 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes nur dann genehmigt werden, wenn zu dem Zeitpunkte, zu dem das Eingehen er⸗ 
folgen ſoll, für die Durchführung des Schlachthauszwanges ein anderes öffentliches Schlacht⸗ 
haus bereitgeſtellt iſt. Da im vorliegenden Falle der Nachweis, daß die Gemeinde L. bis 
zunt 1. Oktober d. J. ein eigenes öffentliches Schlachthaus errichtet oder gemäß § 12 des 
Schlachthausgeſetzes über die Benutzung eines beſtehenden Schlachthauſes als öffentliches 
Schlachthaus einen Vertrag abgeſchloſſen hat, nicht erbracht iſt, ſo war die Genehmigung 
der Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Körperſchaften in L. über das Eingehen des zurzeit benutzten 
Schlachthauſes von vornherein abzulehnen. Die vom Bezirksausſchuß erteilte Genehmigung 
muß daher aufgehoben werden, zumal die Zuſatzbedingung, daß die Stadtgemeinde L. das 


Anlage. 


— — 


der Witwe N. N. gehörige und bisher als öffentliches Schlachthaus benutzte Schlachthaus 
erwerben und als öffentliches Schlachthaus weiter unterhalten ſoll, einen durch die Geſetz⸗ 
gebung nicht zu rechtfertigenden Eingriff in das Selbſtbeſtimmungsrecht der Gemeinde L. 
darſtellt. 

f Im Auftrage. 


III 4580. (gez.) Dr. Neuhaus. 


An den Magiſtrat in L. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Keſſelwärter. 
Berlin W. 66, den 29. Juni 1908. 


In meinem, des mitunterzeichneten Miniſters für Landwirtſchaft, Erlaſſe vom 22. April 
1905 (I. Ba. 2889 I. A. b.) iſt nur auf die Übereinſtimmung zwiſchen den Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften und den Polizeiverordnungen für 
land- und forſtwirtſchaftliche Betriebe hinſichtlich der techniſchen Vorſchriften hinge— 
wieſen. Aus der Forderung einer ſolchen Übereinſtimmung kann ein Grund gegen die in 
Frage ſtehende verſchärfte Vorſchrift über das Alter der Keſſelwärter nicht hergeleitet werden. 
Im übrigen läßt es ſich nicht immer verhindern, daß die Vorſchriften der Berufsgenoſſen— 
ſchaften von den behördlichen Beſtimmungen abweichen, und zwar meiſt im Sinne einer 
milderen Auffaſſung. Dagegen erſcheint es nicht angängig, in zwei Polizeiverordnungen 
verſchiedene Feſtſetzungen über denſelben Gegenſtand — im vorliegenden Falle über das 
Mindeſtalter der Wärter von beweglichen Dampfkeſſeln — zu treffen. 

Die „beſtimmungsmäßige Benutzung“ eines im Betriebe befindlichen Dampfkeſſels 
(§ 1 des Geſetzes vom 3. Mai 1872, Geſetzſamml. S. 515) ſchließt die Wartung des Keſſels 
durch dazu „geeignete“ Wärter in ſich (vergl. Entſcheidungen des Kammergerichts, Straf— 
ſenat, vom 30. Oktober 1902). 

Die Wartung von Dampfkeſſeln durch junge Leute von 16 Jahren als „geeignet“ in 
Polizeiverordnungen anzuerkennen, halten wir für außerordentlich bedenklich. Selbſt wenn 
junge Leute dieſes Alters ausnahmsweiſe mit der Benutzung der vorgeſchriebenen Sicher- 
heitsvorrichtungen vertraut ſein ſollten, mangelt ihnen doch in der Regel das Bewußtſein 
der Verantwortlichkeit und die Kenntnis des Umfanges der Gefahren, die ſie bei Ver⸗ 
nachläſſigung einer ihrer Obliegenheiten für ihre Umgebung herbeiführen können, ſowie die 
erforderliche Einſicht und Geiſtesgegenwart. Dieſen Standpunkt haben die mir, dem mit⸗ 
unterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe, unterſtellten Behörden bislang vertreten, 
und demgemäß wird bei der Genehmigung von Dampfkeſſeln, wo es überhaupt nötig er- 
ſcheint, vorgeſchrieben, daß der Keſſelwärter mindeſtens 18 Jahre alt ſein muß. 

Unter dieſen Umſtänden halten wir es für geboten, in den Polizeiverordnungen, be⸗ 
treffend die Einrichtung und den Gebrauch ſolcher landwirtſchaftlichen Maſchinen, welche 
nicht im Fahren arbeiten, die Altersgrenze für Dampfkeſſelwärter auf 18 Jahre hinauf⸗ 
zuſetzen. Dies wird umſoweniger Bedenken haben, als auch nach dem vorliegenden Berichte 
die Wärter durchweg älter als 18 Jahre zu fein pflegen, und als dadurch die landwirt— 
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften angeregt werden, ihre Unfallverhütungsvorſchriften ent: 
ſprechend zu ändern. 


Der Miniſter I Der Miniiter 

für Handel und Gewerbe. für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auſtrage. Im Auftrage. 
Neumann. Küſter. 


III 5416 M. f. H. — IAla 3707 M. f. L. 


An den Herrn Oberpräſidenten in N. und gegebenenfalls zur Berückſichtigung an die übrigen 
Herren Oberpräſidenten. 
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Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſelüberwachungsvereinen. 


Bezeichnung Mit der 


0 Den nachgenannten Vereinsingenieuren ſind Stellvertretung u 5 $ 
der Vereine 5 5 Vereins⸗ 
erteilt worden die Berechtigungen des Dber- | .... 

£ 1 8 Ingenieurs ſind Br find 

— I. Grabes. II. Grabes. III. Grades. IV. Grades.] beauftragt: ſausgeſchieden: 
Bernburg H 5 r Er Bu 

Wichmann 
Breslau — — — — Lehmann = 
Elsner“) 

Gaſſel! — Pohl — — — — — 
Coblenz — Meyer — — — en 
Dortmund Ermert — Schmidt — — = 
Düffeldorf. . - — = Piel > = e 
Frankfurt ID. — Schaaf Hermanns zu — — 
M. Gladbach. . Schulte — — en ee — 
S — = — Wurm — 
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Oppeln. [Böddecker > 2 er an = 
Pen 7 == Delventhal — — Witzmann 
Rühren 0 0: Zu — — — — Kaufmann 
Stettin = — Neumann — 2 —— 
Trier 1 — — Schroth — = - 


Im Aachener Verein iſt Oberingenieur Zimmermanns (ohne Befugniſſe) zum Leiter 
der elektrotechniſchen Abteilung und Direktor des Geſamtvereins ernannt. 


) Im Sinne des Erlaſſes vom 15. Auguſt 1901 (H MBl. S. 201). 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Überſicht über kommunale Arbeitsnachweiſeſtellen. 
Berlin W. 66, den 11. Juni 1908. 


Wir überſenden Ihnen eine Überſicht über die in Preußen vorhandenen kommunalen 
oder mit kommunaler Unterſtützung betriebenen allgemeinen Arbeitsnachweiſeſtellen nach 
dem Stande vom 1. Januar 1908 für die dortigen Akten und zur Verteilung an die Nach⸗ 
weiſeſtellen Ihres Bezirks. 

Weitere Abdrücke können gegen Erſtattung der Koſten von Karl Heymanns Verlag, 
hier W. 8, Mauerſtraße 43/44, bezogen werden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auſtrage. In Vertretung. 
gez. Neumann. gez. Holtz. 


III 4902 M. f. H. — IIb 2836 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


— 


(S. 9 

on, Mage 
S. 275 151 
— 
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Betr. Prämien für Auslehren taubſtummer Lehrlinge. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. Juni 1908. 

In Ergänzung der Ziffer 1 des Erlaſſes vom 19. Juli v. J. (HMBL. S. 291) beſtimme 
ich, daß die volle Prämie von 200 / für das Auslehren taubſtummer Lehrlinge weiblichen 
Geſchlechts ſchon bei einer mindeſtens 1½ jährigen Lehrzeit gezahlt werden darf. Bei einer 
kürzeren, jedoch mindeſtens 1 jährigen Lehrzeit darf die Prämie für das Auslehren taub- 
ſtummier weiblicher Lehrlinge höchſtens 160 „ betragen. 

Falls jedoch die Handwerkskammer für weibliche Lehrlinge auf Grund des § 130 a 
Abſ. 2 der Gewerbeordnung eine längere als 1¼ jährige Lehrzeit vorgeſchrieben hat, darf 
die volle Prämie erſt nach Zurücklegung dieſer Lehrzeit gewährt werden. 


IV. 4662 H. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Schiffer⸗Kranken⸗Kaſſe zu Aken a. Elbe (E. H.), 

2. Krankenunterſtützungsverein zu Königſtein (E. H.), 

Hoisdorfer Krankenkaſſe (E. H.), 1 

Unterſtützungskaſſe für Maurer und Zimmerleute Oldesloes und Umgegend (E. H.), 

. Kranfen- und Begräbniskaſſe des Kaufmänniſchen Vereins zu Magdeburg (E. H.), 

a 12 Kranken Unterſtützungs⸗ und Sterbekaſſe „Die treue Selbſthilfe“ (E. H.) 
in Danzig, 

7. Frauen- und Mädchen⸗Krankenunterſtützungs- und Sterbe⸗Kaſſe in Soſſenheim (E. H.). 

Berlin, den 11. Juli 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 5392 U. Ang. Neumann. 


Betr. ortsübliche Tagelöhne ($ 8 KG.). 


Die Beilage zu Nr. 29 des Zentralblatts für das Deutſche Reich vom 26. Juni 1908 
enthält auf Seite 239 ff. einen im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte zuſammengeſtellten Ver 
änderungsnachweis der auf Grund des § 8 des Krankenverſicherungsgeſetzes feſtgeſtellten 
ortsüblichen Tagelöhne gewöhnlicher Tagearbeiter, abgeſchloſſen am 20. Juni 1908. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Ausbildung von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 
g Berlin, den 5. Oktober 1907. 

Nach den mit unſerem Erlaſſe vom 24. Juni d. Is. (SM Bl. S. 244ff.) veröffentlichten 

Beſtimmungen werden in die Anſtalten und Kurſe zur Ausbildung von Lehrerinnen der 
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weiblichen Handarbeiten und der Haustwirtichaftsfunde ſolche Bewerberinnen zugelaſſen, 
welche die oberſte Klaſſe einer vollentwickelten höheren Mädchenſchule oder Mädchen⸗Mittel⸗ 
ſchule mit Erfolg beſucht haben oder den Nachweis einer gleichwertigen Aus- 
bildung zu erbringen vermögen. Jede Bewerberin muß daher vor ihrer Aufnahme 
Gewißheit darüber erhalten, ob ihre Schulzeugniſſe für die Zulaſſung zur ſtaatlichen 
Prüfung ausreichen. Die Leiter und Leiterinnen der in Frage kommenden Ausbildungs⸗ 
anſtalten oder Kurſe, der öffentlichen ſowohl als auch der privaten, werden jedoch nicht 
immer in der Lage ſein, über „die Gleichwertigkeit der Schulbildung“ Entſcheidung zu 
treffen. Sie ſind daher zu veranlaſſen, daß ſie von ſämtlichen Bewerberinnen vor ihrer 
Aufnahme eine eigenhändige Niederſchrift des Lebens⸗ und Bildungsganges ſowie ihre 
Schul⸗ uſw. Zeugniſſe einfordern und durch Vermittelung des Königlichen Regierungs- 
präſidenten dem für die ſtaatliche Prüfung zuſtändigen Provinzial⸗Schulkollegium die An⸗ 
meldepapiere ſolcher Bewerberinnen einreichen, deren Zeugniſſe bezüglich ihrer vollen Gültig⸗ 
keit zu irgend einem Zweifel Anlaß geben. Das Provinzial-Schulkollegium wird die ein 
geſandten Bewerbungen prüfen und über die Möglichkeit der Aufnahme in die betreffende 
Anſtalt, ſoweit die Schulbildung dafür maßgebend iſt, entſcheiden. In Zweifelsfällen iſt 
es ermächtigt, die Bewerberinnen, deren Zeugniſſe nicht voll ausreichen, einer von ihm zu 
regelnden Prüfung unterziehen zu laſſen. Bei dieſer Prüfung können bis zum 1. April 1910 
Bewerberinnen, deren Schulbildung im übrigen der in den angezogenen Beſtimmungen ge⸗ 
forderten gleichwertig iſt, von dem Nachweis fremdſprachlicher Kenntniſſe befreit werden. 

Die Vorſchrift, wonach Mädchen ohne die geforderte Vorbildung nur mit unſerer 
s in die Seminare aufgenommen werden dürfen, wird durch dieſen Erlaß nicht 
berührt. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
und Medizinal-Angelegenheiten. Im Auftrage. 
In Vertretung. (gez.) Simon. 
(gez.) Wever. 


M. d. g. A. U. III A. 2908 U. III C. — M. f. H. IV 10179. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Ausbildung von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 
Berlin, den 16. April 1908. 

Dem Königlichen Provinzialſchulkollegium wird beſtätigt, daß unſer Runderlaß vom 
5. Oktober v. J. (SM Bl. 1908 S. 270) nicht dahin zu verſtehen iſt, daß alle Bewerberinnen, 
welche die durch den Runderlaß vom 24. Juni v. J. (HM Bl. S. 244) geforderte Schul⸗ 
bildung nicht nachzuweiſen vermögen, einer ſchulwiſſenſchaftlichen Prüfung zu unterziehen ſind. 
Vielmehr ſind nur diejenigen Bewerberinnen zu prüfen, deren Ausweiſe es zweifelhaft er 
ſcheinen laſſen, ob ſie eine gleichwertige Bildung beſitzen. 


Der Miniſter Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts- 
für Handel und Gewerbe. und Medizinal-Angelegenheiten. 

Im Auftrage. Im Auſtrage. 
(gez.) Dr. Neuhaus. (gez.) v. Bremen. 


IV 44671 N. f. H. — III e 1378 U. III A. M. d. g. A. 


An das Königliche Provinzialſchulkollegium in N. und zur Kenntnisnahme an die Herren 
Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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2. Fortbildungsſchulen. 


Überſicht über die im Etatsjahr 1908 zu veranftaltenden Ausbildungskurſe für Zeichenlehrer 
au den gewerblichen Fortbildungsſchulen. 
(Vergl. Erlaß vom 22. April 1907, HM Bl. S. 149.) 


A. Vorbereitungskurſe. 


88 9 Zelt Für die Lehrer aus 
1. [Königsberg i. Pr.] 6. Juli bis 15. Auguſt der Provinz Oſtpreußen. 
2. Elbing 17. Auguſt bis 26. September - Weſtpreußen. 
3. Berlin 17. Auguſt bis 26. September | den Provinzen Brandenburg und 
Pommern. 
4. | Breslau 29. Juni bis 8. Auguſt der Provinz Schleſien. 
5. [Magdeburg 3. Auguſt bis 12. September] dem Reg. Bezirke Magdeburg. 
6. ] Erfurt 29. Juni bis 8. Auguſt den Reg.⸗Bezirken Erfurt und Merſe— 
burg. 
7. Altona 20. Juli bis 29. Auguſt der Provinz Schleswig-Holſtein. 
8. [Hannover 17. Auguſt bis 26. September = Hannover. 
9. [Dortmund 30. Juni bis 8. Auguſt z z Weſtfalen. 
10. | Wiesbaden 31. Auguſt bis 10. Oktober [dem Neg.-Bezirfe Wiesbaden. 
11. | Exefeld 22. Juni bis 1. Auguſt den Reg.⸗Bezirken Düſſeldorf, Cöln 
und Aachen. 
12. | Trier 13. Juli bis 22. Auguſt den Reg.⸗Bezirken Coblenz, Trier und 
Sigmaringen. 
B. Kleine Fachkurſe. 
15 Ort Saen ie ae Für die Lehrer aus 


15 Juni bis 25. Jul! den Provinzen Oſtpreußen, Weſt⸗ 
preußen, Poſen und Schleſien und 
den Reg. Bezirken Stettin und 

3 Köslin. 
3. Auguſt bis 12.Sep- | den Provinzen Brandenburg, Sachſen 
tember und Heſſen⸗Naſſau und dem Reg. 
2 Bezirke Stralſund. 
30. Juni bis 8. Auguſt] der Provinz Weſtfalen und der Rhein 


Le | Breslau | Maler 


2. Magdeburg 


3. [Dortmund 


j rovinz. 
4. Altona 5. Oktober bis 14. No- bir Provinzen Schleswig Holſtein und 
vember Hannover. 
5. Breslau Tiſchler 6. bis 25. Juli den Provinzen Oſtpreußen, Weſt 
b m d u preußen, Poſen und Schleſien. 
6. Berlin N 10. bis 29. Auguſt den Provinzen Brandenburg, Pommern 
8 8 f und Sachſen. 
7. Barmen 20. Juli bis 8. Auguſt[ den Provinzen Weſtfalen, Heſſen— 
g Naſſau und der Rheinprovinz. 
8. [Flensburg - 8. bis 28. Juli den Provinzen Schleswig-Holitein und 
Hannover. 
9. Poſen Maurer 28. September bis den Provinzen Oſtpreußen, Weit 
17. Oktober preußen, Poſen, Schleſien und 
Er Pommern. 
10. [Magdeburg 15. Juni bis 4. Juli | den Provinzen Brandenburg und 


Sachſen. 
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Holſtein und Hannover. 
Aachen 27. Auguſt bis 16. Sep-] der Rheinprovinz und der Provinz 
tember Heſſen⸗Naſſau. 
Magdeburg Zimmerer [ 6. bis 25. Juli den Provinzen Oſtpreußen, Weſt 
preußen, Poſen, Schleſien, Pommern, 
Brandenburg und Sachſen. 
Münſter 27. Juli bis 15. Auguſt] den Provinzen Weſtfalen, Schleswig 
Holſtein und Hannover. 


11. |Münfter [Maurer 27. Juli bis 15. Auguft | den Provinzen Weſtfalen, Schleswig 
Aachen 27. Auguſt bis 16. Sep der Rheinprovinz mit Ausnahme des 


tember rechtsrheiniſchen Teiles des Reg. 
| Bezirks Düſſeldorf. 

16. Poſen Schuh 13. Juli bis 1. Auguſt] den Provinzen Oſtpreußen, Weſt 

macher preußen, Poſen, Schleſien und 
Pomniern. 

17. Erfurt 2 13. Juli bis 1. Auguft | den Provinzen Brandenburg, Sachſen, 
Hannover und Schleswig-Holſtein. 

18. Dortmund 14. September bis den Provinzen Weſtfalen und Heſſen 

3. Oktober Naſſau und der Rheinprovinz. 

10. [Erfurt Schneider | 3. bis 22. Auguſt den Provinzen Brandenburg, Sachſen 
und Schleswig -Holſtein. 

20. [Hagen - 15. Juni bis 4. Juli den Provinzen Hannover, Weſtfalen 
und Heſſen-Naſſau und der Rhein 
provinz. 

21. Poſen Metall⸗ 13. Juli bis 1. Auguft | den Provinzen Oſtpreußen, Weſt⸗ 

arbeiter preußen, Poſen und Pommern. 

22. Breslau 6. bis 25. Juli der Provinz Schleſien. 

23. Magdeburg 3. bis 22. Auguſt den Provinzen Brandenburg und 
Sachſen. 

24. Schmal- 28. September bis den Provinzen Heſſen - Naſſau, Han⸗ 

kalden 17. Oktober nover und Schleswig ⸗Holſtein. 

25. | Duisburg 13. Juli bis 1. Auquft | der Provinz Weſtfalen und der Rhein— 
provinz. 

26. Poſen Gemiſchter] 29. Juni bis 8. Auguſtſ der Provinz Poſen. 

Fachkurſus 


3. Fachſchulen. 
Betr. Eiſenbahufahrten bei Schülerausflügen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


ker) 


Berlin W. 66, den 24, Juni 1908. 

Durch den Runderlaßz vom 8. Mai 1903 (SM Bl. S. 199) iſt unter Ziffer 3 
beſtimmt, daß die Lehrer und Lehrerinnen der meiner Verwaltung unterſtehenden ſtaatlichen 
oder aus dem Fonds Kap. 69 Tit. 10 (K) des Staatshaushaltsetats unterſtützten Fachſchulen 
auf Schülerausflügen zu belehrenden Zwecken berechtigt ſind, bei Eiſenbahnfahrten die zweite 
Wagenklaſſe zu benutzen. Bisher wurde hierfür die in dem Erlaſſe vom 28. Mai 1902 
(HMI. S. 238) näher bezeichnete Fahrpreisermäßigung gewährt. Nach den vom 
1. Mai 1907 ab geltenden neuen Beſtimmungen des Deutſchen Eiſenbahn-Perſonen- uſw. 
Tarifs wird dagegen bei Studienausflügen eine Fahrpreisermäßigung nur daun zugelaſſen, 
wenn ſämtliche Teilnehmer die gleiche Wagenklaſſe benutzen. 

Im Hinblick hierauf beſtimme ich, daß künftig bei Studienausflügen an den Fach⸗ 
ſchulen für die begleitenden Lehrperſonen nur die ermäßigten Koſten der Eiſenbahnfahrt in 
dritter Wagenklaſſe aus Etatsfonds gezahlt werden. Ausnahmen hiervon ſind nur dann 
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zuläſſig und können von Ihnen auf Antrag genehmigt werden, wenn beſondere Gründe 
(hohes Lebensalter der Lehrperſonen, Nachtfahrten u. dergl.) die Benutzung der zweiten 
Wagenklaſſe gerechtfertigt erſcheinen laſſen. 

Ich erſuche Sie, die Direktionen und Schulvorſtände (Kuratorien) der in Betracht 
kommenden Fachſchulen unter Benutzung der beiliegenden Abdrücke von dem Vorſtehenden 
in Kenntnis zu ſetzen. 

Im Auftrage. 


IV 6907. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Dienſtauweiſung für Direktoren und Lehrer an Baugewerkſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Verlin W. 66, den 6. Juli 1908. 

Mehrfach hervorgetretenen Zweifeln gegenüber weiſe ich darauf hin, daß der die Dienſt⸗ 
anweiſung für die Direktoren und die Lehrer an den Königlich Preußiſchen Baugewerkſchulen 
vom 10. Dezember 1896 ausführende Erlaß vom 5. Januar 1897 (E. 5574) als aufgehoben 
anzuſehen it. Denn durch den Erlaß vom 21. Dezember 1901 (HM Bl. S. 410) iſt die vor 
genannte Dienſtanweiſung ausdrücklich außer Kraft geſetzt worden. 

Ich erſuche jedoch, mir von den über drei Tage hinausgehenden Beurlaubungen der 
Direktoren aller Schulen, für welche die Dieuſtanweiſung pom 22. Auguſt 1901 gilt, unver 
züglich Anzeige zu erſtatten und mir ebenſo auch von der Übernahme von Nebenämtern und 
Nebenbeſchäftigungen und deren Aufgabe durch die Direktoren Mitteilung zu machen. 


Im Auftrage. 
IV 7245. Dönhoff. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


—— — 
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